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Notar Daniel Schaal LL.M. . Notare Schaal & Rößle . Borsigstraße 4.74321 Bietigheim-Bissingen

Vol lstä nd iger Wortla ut des Gese I lschaftsve rtrages

der Firma

Homag Group AG
mit dem Sitz in Schopfloch

Bescheinigung nach S 181 Abs. 1 S. 2 AktG

lch, der Notar bescheinige hiermit, dass die geänderten Bestimmungen der Satzung
der Firma Homag Group AG mit dem Sitz in Schopfloch mit dem Beschluss über die
Anderung der Satzung vom 1 1. Mai 2023 und die unveränderten Bestimmungen mit
dem zuletzt zum Handelsregister eingereichten vollständigen Wortlaut der Satzung der
Gesellschaft übereinstimmen.

Bietigheim , den 1 1. Mai 2023

Daniel M., Notar



Satzunq#

der

Homag Group AG
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Al lqemei ne B-estiqmu nqqn

sr

Firma. Si!F, Ges,chäftsighr

(1) Die Firma der Gesellschaft lautet:

Homag GrouP AG

(2)SiehatihrenSitzinSchopfloch'KreisFreudenstadt.

(3) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr

Geqenstand

(1) Gegenstand des Untemehmens ist der Erwerb, das Halten und die Verwaltung von Be-

teiligungen einschließlich der Übernahme zentraler Funktionen insbesondere von Ge-

schäftsfirhrungsfunktionen bei Beteiligungsgesellschaften soweit dazu keine besondere

behördliche Erlaubnis erforderlich ist.

Die Gesellschaft ist zu allen Maßnahmen und Geschäften berechtigt, die geeignet sind,

den Gesellschafiszweck zu fördem. Hierzu gehÖren auch die Errichtung von Zweignie-

derlassungen.

{2)
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s3

Bekanntmachung

(1) Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen ausschließlich im Bundesanzeiger,

soweit im Gesetz im Einzelfall nichts anderes bestimmt ist.

(2) lnformationen an Aktionäre können nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen im

Wege der DatenfernLtbertragun g tl bermiitelt werden.

il.

Grundkanital und Aktien

$4

Grundhapital

(1) Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt

EUR 15.688.000,00

{in Woilen: Euro fi,intzehnmillionensechshundertachtundachtzigtausend).

Es ist eingeteilt in 15.688,000 auf den lnhaber lautende Stückaktien.

(2) Die Form von Aktienurkunden bestimmt der Vorstand. Die Gesellschaft kann einzelne

Aktien in Aktienurkunden zusammenfassen, die eine Mehrzahl von Aktien verbriefen

(Globalaktien, Globalurkunden). Das Recht der Aktionäre auf Verbriefung ihrer Aktien

ist ausgeschlossen.
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Iil.

Der Vorstqnd

$5

(1)

Zuqammensqtzung des Vqfstands

Der Vorstand besteht aus mindestens zwei Personen, Die Bestellung von stellvertreten-

den Mitgliedern des Vorstands ist zulässig. Diese haben in Bezug auf die Vertretung der

Gesellschaft nach außen dieselben Rechte wie die ordentlichen Mitglieder des Vor-

stands.

Die Bestimmung der Anzahl sowie die Bestellung der Vorstandsmitglieder, der Ab-

schluss, die Anderung und Kündigung der Anstellungsverträge sowie der widerruf der

Bestellung erfolgt durch den Aufsichtsrat, ebenso die Ernennung eines Mitgliedes des

vorstandes zum Vorstandsvorsitzenden sowie eines weiteren vorstandsmitgliedes zum

stellvertretenden Vorstandsvorsitzenden'

(2)

s6

Ggsqhäftsordn u r1 q und Besqh I ussf3es u.ns del Vqrstaf ds

(1) Der Vorstand kann sich mit Zustimmung des Aufsichtsrates einstimmig eine eigene Ge-

schäftsordnung geben, wenn nicht der Aufsichtsrat eine Geschäftsordnung für den Vor'

stand erlässt.

Die Beschlijsse des Vorstands werden mit Stimmenrnehrheit gefasst' Bei Stimmen-

gleichheit gibt die stimme des vorstandsvorsitzenden, im Falle seiner verhinderung die

des stel lvertretenden vorstandsvors iaenden den Ausschlag.

(2)



(3) Der Aufsichtsrat hat in der Geschäftsordnung für den Vorstand oder durch Beschluss

anzuordnen, dass bestimmte Arten von Geschäften seiner Zustimrnung bedürfen.
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$7

s8

Gesetzl iche Vertretuns de,r 9"eqellschaft

(1) Die Gesellschaft wird durch zweiVorstandsmitglieder oder durch ein Vorstandsmitglied

in Gemeinschaft mit einem Prokuristen gesetzlich vertreten. Der Aufsichtsrat kann be-

stimmen, dass Vorstandsmitglieder einzelvertretungsbefugt sind.

(2) Der Aufsichtsrat kann alle oder einzelne Vorstandsmitglieder von dem Verbot der Mehr-

fachvertretung gem. S 181 2. Alt. BGB generell oder im Einzelfall befreien; S 112 AktG

bleibt unbertihrt.

Per Agf,qichtsrat

IV

ZusamJnenset?ur,rs des A$fsichts-Bts

(1) Der Aufsichtsrat besteht aus zwölf Mitgliedern, von denen sechs durch die Aktionäre

und sechs durch die Arbeitnehmer gem. den Bestirnmungen des MitbestG 1976 gewählt

werden.

(2) Mitglied des Aufsichtsrates kann nicht sein, wer das siebzigste Lebensjahr vollendet

hat, Dies gilt nur fiir die von der Hauptversammlung zu wählenden Mitglieder des Auf-

sichtsrates.
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t3)

(4)

Die Hauptversammlung kann fur ein oder für mehrere bestimmte von ihr zu wählende

Aufsichtsratsmitglieder Ersatzmitglieder bestellen, die nach einer bei der Wahl festzule'

genden Reihenfolge Mitglieder des Aufsichtsrats werden, wenn von der Hauptversamm-

lung gewählte Aufsichtsratsmitglieder oder für diese in den Aufsichtsrat nachgerückte

Ersatzmitglieder vor Ablauf der regulären Amtszeit ausscheiden und die Hauptver-

sammlung nicht vor diesem Ausscheiden einen Nachfolger wählt- Die Amtszeit von in

den Aufsichtsrat nachgertjckten Ersatzmitgliedern endet mit dem Schluss der Hauptver-

sammlung, in der ein Nachfolger für das jeweils ersetzte Aufsichtsratsmitglied gewählt

wird, spätestens zu dem Zeitpunkt, in dem die reguläre Amtszeit des letzteren abgelau-

fen wäre. Ein in den Aufsichtsrat nachgertlcktes oder vor diesem spätesten Ende seiner

Amtszeit dort wieder ausgeschiedenes Ersatzmitglied nimmt seinen ursprünglichen

Platz in der Reihe der Ersatzmitglieder wieder ein'

Wird ein Aufsichtsratsmitglied anstelle eines ausscheidenden Mitglieds gewählt, so be-

steht sein Amt ftlr den Rest der Amtszeit des ausscheidenden Miiglieds. Die Hauptver-

sammlung kann jedoch bei der Wahl eine andere Amtsdauer innerhalb des gesetzlichen

Rahmens bestimmen.

Jedes Aufsichtsratsmitglied kann sein Amt unter Einhaltung einer Frist von einem Monat

niederlegen. Die Niederlegung muss durch schriftliche Erklärung gegenüber dem Vor-

stand unter Benachrichtigung des Vorsitzenden des Aufsichtsrats erfolgen' Das Recht

zur Amtsniederlegung aus wichtigem Grund bleibt hiervon unberührt.

(5)



Wil lense{klärunqen deF Aufsightsrats

(1) Willenserklärungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschiisse werden namens des AUF

sichtsrats durch den Vorsitzenden oder im Falle seiner Verhinderung dureh dessen

Stellvertreter abgegeben.

i2) Ständiger Vertreter des Aufsichtsrats gegenüber Dritten, insbesondere gegenirber Ge'

richten und Behörden sowie gegentiber dem Vorstand, ist der Vorsitzende oder im Falle

seiner Verhinderung dessen Stel lvertreter'

7

$e

$10

Der Vorsitzelrde des Aufsichtsqats und seine stellvertreter

(1) Der Aufsichtsrat wählt - sofern das MitbestG 1976 Anwendung findet, nach Maßgabe

des g 27 Abs. 1 und 2 MitbestG 1976 - aus seiner Mitte einen Vorsitzenden und einen

Stellvertreter. Der Aufsichtsrat kann einen weiieren Stellvertreter wählen; auf diese

Wahl findet g 27 MitbestG keine Anwendung. Die Wahl erfolgt flir die Amtsdauer der

Gewählten oder einen küzeren vom Aufsiehtsrat bestimmten Zeitraum' Die Wahl er-

folgt im Anschluss an die Hauptversammlung, in der die von der Hauptversammlung zu

wählenden Aufsichtsratsmitglieder der Anteilseigner bestellt worden sind, in einer ohne

besondere Einberufung stattfindenden Sitzung. Scheidet der Vorsitzende oder einer

seiner Stellvertreter vor Ablauf der Amtszeit aus seinem Amt aus, so hat der Aufsichts-

rat eine Neuwahlfirr die restliche Amtszeit des Ausgeschiedenen vorzunehmen.

(z) Sind der Vorsitzende und dessen Stellvertreter an der Austibung ihrer Obliegenheiten

verhindert, so hat diese Obliegenheiten für die Dauer der Verhinderung das an Lebens-

jahren älteste Aufsichtsratsmitglied zu übernehmen'
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s1{

(2)

Qeqghäftsordnunp qrnd Ausg.chiisqe

t1) Der Aufsichtsrat gibt sich im Rahmen yon Gesetz und satzung eine Geschäftsordnung.

Findet das Mitbestc 1976 Anwendung, bildet der Aufsichtsrat unmittelbar nach der

Wahl des Vorsitzenden und seines Stellvertreters zur Wahrnehmung der in $ 31 Abs. 3

MitbestG 1g76 bezeichneten Aufgabe einen Ausschuss, dem der Vorsitzende, sein

Stellvertreter sowie je ein von den Mitgliedern der Arbeitnehmer und von den Mitglie-

dern der Anteilseigner mit der Mehrheit der abgegebenen stimmen gewähltes Mitglied

angehören,

(g) Der Aufsichtsrat kann aus seiner Mitte unabhängig von der Anwendbarkeit des Mit-

bestG 1g76 weitere Ausschüsse bilden und deren Aufgaben und Befugnisse festsetzen.

Den Ausschtissen können auch Entscheidungsbefugnisse tibertragen werden'

(4\ lst - bei Anwendbarkeit des MitbestG 1976 - der Voreitzende des Aufsichtsrats Mitglied

eines aus der gleichen Anzahl von Aufsichtsratsmitgliedern der Anteilseigner und der

Arbeitnehmer bestehenden Ausschusses und ergibt eine Abstimmung irn Ausschuss

Stimmengleichheit, so hat bei einer erneuten Abstimmung über denselben Gegenstand'

wenn auch sie $timmengleichheit ergibt, der Aufsichtsratsvorsitzende zwei Stimmen'

Ein Zweitstimmrecht besteht nicht für den vorschlag nach $ 31 Abs. 3 S. I MitbestG' $

108 Abs. 3 AktG ist auch auf die Abgabe der zweiten $timme anzuwenden.

Der Aufsichtsrat und die Ausschüsse können sich bei der wahrnehmung ihrer Aufga-

ben der Untersttrtzung sachverständiger Personen bedienen. sie können zu ihren Sit-

zungen $achverständige und Auskunftspersonen hinzuziehen.

(5)



Einberufuns

(1) Die Sitzungen des Aufsichtsrats werden durch den Vorsitzenden, im Falle seiner Ver-

hinderung durch dessen Stellvertreter, mit einer Frist von acht Tagen in Textform einbe-

rufen. Bei der Berechnung der Frist werden der Tag der Absendung der Einladung und

der Tag der Sitzung nicht mitgerechnet, ln dringenden Fällen kann der Vorsitzende die

Frist abkürzen und die Sitzung miindlich, fernmündlich, per Telefax oder per E'Mail ein-

berufen.

(2) Mit der Einladung sind die Gegenstände der Tagesordnung mitzuteilen
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s{2

$13

Beschlus,sfassung

t1) Beschlüsse des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse werden in der Regel in Sitzungen

gefasst. Beschlussfassungen können auf Anordnung des Vorsitzenden des Aufsichtsra-

tes auch mündlich, fernmiindlich, schriftlich, per Telefax, per E-Mail oder mittels sonsti-

ger gebräuchlicher Telekommunikationsmittel, insbesonderb per Videokonferenz, oder

aus einer Kombination der in Satz 1 und diesem Satz genannten Mögliehkeiten, erfol-

gen, wenn kein Mitglied diesem Verfahren innerhalb einer vom Vorsitzenden bestimm-

ten angemessenen Frist widerspricht. Solche Beschlüsse werden vom Vorsitzenden

schriftlich festgestellt und allen Mitgliedern zugeleitet.

(2) Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn an der Beschlussfassung mindestens die

Hälfte der Mitglieder teilnehmen. Ein Mitglied nimmt auch dann an der Beschlussfas-

sung teil, wenn es sich in der Abstimmung der Stimme enthält. Die Beschlussfassung

über einen Gegenstand der Tagesordnung, der in der Einladung nicht enthalten war, ist

nur zulässig, wenn kein Mitglied des Aufsichtsrats der Beschlusefassung widerspricht.

Sofern an der Beschlussfassung nicht ebenso viele Mitglieder der Anteilseigner- wie Ar-



(3)

beitnehmervertreter im Aufsichtsrat teilnehmen, hat der vorsitzende des Aufsichtsrates

das Recht, die Beschlussfassung zu vertagen'

Beschlüsse des Aufsichtsrats werden, soweit das Gesetz nicht zwingend etwas anderes

bestimmt, rnit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst. Ergibt eine Ab'

stimmung stimmengleichheit, so findet eine neue Aussprache nur statt, wenn die Mehr-

heit des Aufsichtsrats dies besehließt. Andernfalls muss unvezüglich neu abgestimmt

werden. Bei dieser erneuten Abstimmung riber denselben Gegenstand hat der Voreit-

zende des Aufsichtsrats, wenn auch sie Stimmengleichheit ergibt, zweiStimmen.

über die Beschllisse und $itzungen des Aufsichtsrats und seiner Ausschüsse ist eine

Niederschrift zu fertigen, die von dem Leiter der jeweiligen sitzung oder im Falle von

vorstehend Abs. t vom Vorsitzenden des Aufsichtsrats zu untezeichnen ist'

-10-

$14

(4)

(5) Die Mitglieder des vorstandes der Gesellschaft nehmen an den sitzungen des AUF

sichtsrats teil, soweit nicht durch den Aufsichtsratsvorsitzenden oder durch Beschluss

des Aufsichtsrats sitzungen unter Ausschluss der vorstandsmitglieder anberaumt wer-

den.

Verqütunq

(1) Die Mitglieder des Aufsichtsrates erhalten für jedes volle Geschäftsjahr ihrer Zugehörig-

keit zurn Aufsichtsrat eine feste Vergiitung in Höhe von EUR 10.000,00' Ferner erhalten

die Mitglieder des Aufsichtsrats pro Aufsichtsratssitzung eine Pauschalvergirtung in Hö-

he von EUR 2,000,00. Der Vorsitzende des Aufsichtsrats erhält den dreifachen und

dessen stellvertreter den eineinhalbfachen Betrag der festen Vergiltung sowie der Pau-

schalvergütung pro Aufsichtsratssitzung'
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(2) Aufsichtsratsmitglieder, die zugleich Mitglied des Prüfungsausschusses sind, erhalten

pro Ausschusssitzung eine Pauschalvergtitung in Höhe von EUR 2,500,00' Der Vorsit-

zende des Prüfungsausschusses erhält den doppelten Betrag der Pauschalvergtttung

pro Ausschtlsssitzung.

(3i Aufsichtsratsmitglieder, die zugleich Mitglied eines anderen Ausschusses sind, erhalten

pro Ausschusssitzung eine Pauschalvergütung in Höhe von EUR 1.500,00. Der Vorsit-

zende des Ausschusses erhält den doppelten Betrag der Pauschalvergirtung pro Aus-

schusssitzung.

(4) Aufsichtsratsmitglieder, die dern Aufsichtsrat nicht während eines vollen Geschäftsiahrs

angehört haben, erhalten die feste Vergütung (vgl. Absatz 1)entsprechend der Dauer

ih rer Aufsichtsratszugehörig keit in dem betreffenden Geschäftsj ahr.

(S) Die feste Vergütung sowie die Pauschalvergütungen für Aufsichtsratssitzungen und für

Ausschusssitzungen sind jeweils innerhalb eines Monats nach der Hauptversammlung,

die tiber die Enilastung des Aufsichtsrats für das betreffende Geschäftsjahr entscheidet,

zahlbar,

(6) Flr die Aufsichtsratsmitglieder wird als Nebenleistung eine Directors & Officers Liability

lnsurance (D&O-Versicherung) durch die Gesellschaft im Rahmen der gesetzlichen

Bestimmungen abgeschlossen'

(7) Die Mitglieder des Aufsichtsrats erhalten ferner Ersatz aller Auslagen sowie Ersatz der

etwa auf ihre Vergütung und Auslagen zu entrichtenden Umsatzsteuer.

{g} Die Regelungen dieses g 14 gelten erstmals ftir die für das Geschäftsjahr 2013 zu zah'

lende Vergütung

$14a

Ehrenvorsitzender

{1) Die Hauptversammlung kann Persönlichkeiten, die sich um die Belange der Gesell-

schaft verdient gemacht haben, zu Ehrenvorsitzenden des Aufsichtsrates wählen.



(2)

{2)

Ein Ehrenvorsitzender des Aufsichtsrates erhält eine vergütung entsprechend der ver-

gtrtung der Mitglieder des Aufsichtsrates einschließlich Ersatz aller Auslagen sowie Er-

satz der auf Vergütung und Auslagen zu entrichtenden umsatzsteuer.
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$15

QgtFunssänCerunoelr

Der Aufsichtsrat ist befugt, Anderungen der $atzung, die nur deren Fassung betreffen, zu

beschließen.

Hauptversammlung

V

Ort ulrd ElnbetulUPs

(1) Die Hauptversammlung findet am Sitz der Gesellechaft, in einer $tadt mit mindestens

15.000 Einwohnern in Baden-wtlrttemberg, am site einer Niederlassung oder Tochter-

gesellschaft der Gesellschaft oder am $itz einer deutschen Wertpapierbörse statt'

Die Hauptversammlung, die riber die Entlastung von Vorstand und Aufsichtsrat, die

Gewinnverwendung und - soweit erforderlich - über die Feststellung des Jahresab-

schlusses beschließt (ordenfliche Hauptversammlung), findet innerhalb der ersten acht

Monate eines Geschäftsjahres statt'
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Teilnahme an der Hauptversammlung, Übertragung in Ton und Bild, virtuelle Hauptversammlung

(1) Aktionäre, die an der Hauptversamrnlung teilnehmen und das Stimmrecht ausüben wol-

len, müssen sich zur Hauptversammlung anmelden und ihre Berechtigung nachwelsen.

Die Anmeldung und der Nachweis der Berechtigung müssen der Gesellschaft unter der

in der Eintadung hierfllr mitgeteilten Adresse mindestens sechs Tage vor der Hauptver-

sammlung (Anmeldetag) zugehen, ln der Einberufung kann eine küzere, in Tagen zu

bemessende Frist vorgegeben werden'

Für die Bereohtlgung nach Abs. 1 reicht ein in Textform erstellter besonderer Nachweis

des Anteilsbesitzes durch das depotfirhrende lnstitut aus, Der Nachweis trber nicht in

Girosammelverwahrung befindliche Aktien kann auch von der Gesellschaft oder einem

Kreditinstitut gegen Einreichung der Aktien ausgestellt werden. Der Nachweis'des An-

teilsbesitzes muss sich auf den im Aktiengesetz hiefür vorgesehenen Zeitpunkt bezie'

hen.

(2)

Die Gesellschaft ist berechtigt, bei Zweifel an der Richtigkelt oder Echtheit des Berech-

tigungsnachweises einen geeigneten weiteren Nachweis zu verlangen' Bestehen auch

an diesem Zweifet, Kann die Gesellschaft die Berechtigung des Aktionärs zur Teilnahme

an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts zurfJckweisen'

(g) Die Anmeldung und der Berechtigungsnachweis mLtssen in deutscher oder englischer

Sprache erfolgen

(4) tutitgtieOern des Aufsichtsrats ist in Abstimmung mit dem Vorsitzenden des Aufsichtsrats die'Teilnahme
an öer Hauptversammlung im Wege der Bild- und Tonübertragung in den Fällen gestattet, in denen 

.

ihnen aufgrlnd rechtlichei Einschrankungen, ihres Aufenthalts im Ausland, ihres notwendigen Aufent-
halts an eJnem anderen Ort im lnland odör aufgrund einer unangemessenen Anreisedauer die physische
Präsenz am Ort der Hauptversammlung nicht oder nur mit erheblichem Aufwand möglich wäre oder wenn
die Hauptversammlung äls virtuelle Haüptversammlung ohne phsysische Prqsgry. de_r Aktionäre oder ihrer
Bevollm'ächtigten am Ört der Hauptversammlung abgehalten wird. Dies gilt nicht für Aufsichtsratsmitglieder,
die gemaß $ 19 Abs. 1 den Vorsitz in der Hauptversammlung übernehmen.



(5)

(6)
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Der Vorstand kann bestimmen, dass die Hauptversammlung in Ton und Bild übertragen

wird, insbesondere in elektronischen Medien'

Der Vorstand ist ermäohtigt voausehen,

a) dass die Aktionäre an der Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren ort

und ohne einen Bevollmächtigten teilnehmen und sämtliche oder elnzelne ihrer

Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronisoher Kommunikation ausilben kön-

nen; der Vorstand ist ermächtigt, Bestimmungen zum Umfang der elektronischen

Teilnahme an der Hauptversammlung und zum vedahren zu treffen, diese sind mit

derEinberufungderHauptversammlungbekanntzumachen:

und/oder

b) dass die Aktionäre ihre stimmen, auch ohne an der Hauptversammlung teilzuneh-

men,schriftlichoderimWegeelelrtronischerKommunikationabgebenkönnen
(Briefwahl); der Vorstand ist ermächtigt, Bestimmungen zum Verfahren der Brief-

wahl zu treffen, disse sind mit der Elnberufung der Hauptversammlung bekannt zu

machen'

(7) Der Vorstand ist ermächtigt vozusehen, dass die Hauptversammlung. ohne.physische Präsenz
der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der Hauptversammlung abgehalten wird
(virtuelle Hauptversammlung). Die Ermächtigung gilt tür die {[66ltung virtueller Hauptversammlungen
in einem Zeitiaum von fünf Jahren nach Eintragung dieser Satzungsbestimmung in
das Handelsregister der Gesellschaft.

Stlmmrecht S 1?

(1) Jede Stückaktie gewährt eine Stimme'

Das Stimmrecht kann auch durch Bevollmächtigte ausgeübt werden' Die Erteilung der

vollmacht, ihr widerruf und der Nachweis der vollmacht bedürfen der Textform; $ 135

AktG bleibt unbertihrt. ln der Einberufung kann eine Erleichterung der Form bestimmt

werden.

(2J



Yorsitz i,n der. Hauptversamqlunq

(1) Zum Vorsitz in der Hauptversammlung ist der Vorsitzende des Aufeichtsrats oder ein

anderes von ihm benanntes Mitglied des Aufsichtsrats berufen. lst der Vorsitzende ver-

hindert und hat er niemanden zu seinem Vertreter bestimmt, so leitet die Hauptver-

sammlung ein von den Anteilseignervertretern im Aufsichtsrat gewähltes Aufsichtsrats-

mitglied.

(2) Der Vorsitzende leitet die Verhandlungen und bestimmt die Reihenfolge der Verhand-

lungsgegenstände sowie die Art und Form der Abstimmung. Er ist ermächtigt, das Fra-

ge- und Rederecht von Aktionären zeitlich angemessen zu beschränken.
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s20

Beschlussfassgnq

(1) Die Beschlüsse der Hauptversammlung bedilrfen der einfachen Mehrheit der abgege-

benen Stimmen, soweit nicht das Gesetz zwingend etwas anderes vorschreibt. ln den

Fällen, in denen das Gesetz eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung vertretenen

Grundkapitals erfordert, genügt, sofern nicht durch Gesetz eine grÖßere Mehrheit zwin-

gend vorgeschrieben ist, die einfache Mehrheit des vertretenen Grundkapitals. Stimm-

enthaltung gilt nicht als Stimmabgabe.

{Z) lm Falle der Stimmengleichheit gilt, ausgenommen bei Wahlen, ein Antrag als abge-

lehnt.

Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang die einfache Stimmenmehrheit nicht erreicht

wird, findet eine Stichwahl zwischen den beiden Personen statt, die die höchsten

stimmzahlen erhalten haben. Bei gleicher stimmzahl im zweiten Wahlgang entscheidet

das Los.

(3)



VI
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Jahresabschluss. Rücklaqen. Venüendunq des Bilanzqewinnes

Jahresabsch lusq' Rücklasen

(1) Die Hauptversammlung beschließt alliährlich nach Entgegennahme des gem. $ 171

Abs. 2 AktG vom Aufsichtsrat zu erstattenden Berichts in der ordentlichen Hauptver-

sammlung über die Entlastung des Vorstands und Aufsichtsrats, iiber die Verwendung

des Bilanzgewinns, über die wahl des Abschlusspräfers und in den im Gesetz vorgese-

henen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses.

Stellen Vorstand und Aufsichtsrat den Jahresabschluss fest, go können sie Beträge bis

zur Hälfte des Jahresüberschusses in andere Gewinnräcklagen einetellen; sie sind dar-

itber hinaue ermächtigt, weitere Beträge bis zu 1/4 des Jahresüberschusses in andere

Gewinnri.jcklagen einzustellen, solange die anderen Gewinnrücklagen die Hälfte des

Grundkapitals nicht äbersteigen oder nach Einstellung übersteigen wurden'

(2)

{4)

(g) Stellt die Hauptversammlung den Jahresabschluss fest, so ist 1/4 des Jahresttber-

schusses in andere Gewinnriicklagen einzustellen'

Bei der Errechnung des gem. Abs. 1 oder 2 in andere Gewinnrücklagen einzustellenden

Teiles des Jahresilberschusses sind Verlustvorträge abzuziehen'



$22

Gewinnverwendung

(1) ln einem Kapitalerhöhungsbeschluss kann die Gewinnverteilung neuer Aktien abwei-

chend von $ 60 Abs. 2 S. 3 des AktG festgesetzt werden.

(2t Nach Ablauf eines Geschäftsjahres kann der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichts-

rats im Rahmen des g 59 AktG eine Abschlagsdividende an die Aktionäre ausschütten.
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$23

Kosten

Die Gesellschaft trägt die Grtindungskosten bis zu einem Betrag von Euro 5.000,00


